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Der Bundesminister der Finanzen 

II A/6 - A 1101-10/58 


Bonn, den 30. Juni 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : a) Vereinigung der Kassengeschäfte des Bundes im Raume Bonn bei der Bundes- 
hauptkasse als Einheitskasse 

b) Einrichtung von Einheitskassen im übrigen Bundesgebiet 

c) Zentralisierung der Gehaltszahlungen im Raume Bonn bei der Besoldungsstelle 
der Bundesfinanzverwaltung in Bad Godesberg 

Bezug: Entschließung des Deutschen Bundestages vom 29. Mai 1957 zum Haushaltsgesetz 1957 
- Drucksachen 2900,3450 bis 3478, 3550, Umdruck 1164 - 


Der Deutsche Bundestag hatte die von Mitgliedern 
des Haushaltsausschusses zur dritten Lesung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1957 
vorgesdilagene Entsdiließung — Umdruck 1 164 — in 
der 213. Sitzung am 29. Mai 1957 angenommen. Die 
Entsdiließung ist im Sitzungsberidü auf Seite 12 546 
behandelt und als Anlage 49 auf Seite 12 557 abge- 
druckt. 

Im Abschnitt A Nr. 4 der Entschließung wurde die 
Bundesregierung ersucht, dem Deutschen Bundes- 
tag über den Stand der nach Nr. 1 (Vereinigung der 
Kassengeschäfte im Raume Bonn bei der Bundes- 
hauptkasse) und Nr. 3 a. a. O. (Zentralisierung der 
Gehaltszahlungen im Raume Bonn bei der Besol- 
dungsstelle der Bundesfinanzverwaitung in Bad 
Godesberg) durchgeführten Maßnahmen bis zum 
1. Juli 1958 zu berichten. 

Mit Schreiben vom 26. April 1958 — 6 — 50 001 — 
3707/57 — hat mich der Herr Staatssekretär des 
Bundeskanzleramtes gebeten, dem Deutschen Bun- 
destag in eigener Zuständigkeit zu berichten. 

Ich lege diesen Bericht hiermit vor. Obwohl der 
Deutsche Bundestag zu Nr. 2 der Entschließung 
(Einrichtung von Einheitskassen im übrigen Bundes- 
gebiet) einen Bericht nicht ausdrücklich gewünscht 
hat, habe ich meine Ausführungen nachstehend 
unter Abschnitt C auch auf diesen Punkt erstreckt, 
um dem Bundestag einen kurzgefaßten Überblick 
über die von mir schon vor der Entschließung vom 
29. Mai 1957 nach § 5 Abs. 1 Reichskassenordnung 
veranlaßten Maßnahmen auf dem Gebiet der Errich- 
tung von Einheitskassen zu geben. 


A. Vereinigung der Kassengeschäfte im Raume 
Bonn bei der Bundeshauptkasse 

(zu Abschnitt A, 1. der Entschließung) 

Die Bundeshauptkasse erledigt als Einheitskasse die 
Kassengeschäfte für alle Organe, Behörden und 
Dienststellen des Bundes im Raume Bonn mit fol- 
genden Ausnahmen; 

a) das Auswärtige Amt 

Nach Abschnitt A Nr. 1 letzter Satz der Ent- 
schließung soll das Auswärtige Amt von der 
Zentralisierung der Kassengeschäfte bei der 
Bundeshauptkasse ausgenommen sein. Die Le- 
gationskasse des Auswärtigen Amtes soll also 
weiterhin bestehen bleiben. 

b) der Deutsche Bundestag und der Bundesrat 

Die Kassengeschäfte des Bundestages und des 
Bundesrates werden von der Amtskasse des 
Deutschen Bundestages als Einheitskasse wahr- 
genommen. 

c) das Bundesministerium für Wirtschaft, 

das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten, 

das Bundesministorium für Arbeit und Sozial- 
ordnung; ferner 

die Grenzschutzverwaltungs- und Beschaffungs- 
stelle des Bundesministeriums des Innern in 
Bonn-Duisdorf. 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/ Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 
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Die Kasscngeschättc dieser Bundesressorls und 
-dicmststellen v/erden von der Amtskasse des Bun- 
desministeriums für Wirtschafl als Einheitskasse er- 
ledig:. 

d) das Zollamt Bonn, Husarenstraße 28. 

Nach der Entschließung des Bundestages wären also 
die Amtskasse des Deutschen Bundestages, die 
Amtskasse des Bundesministeriunis für Wirtsdiaft 
und die Krasse des Zollamtes Bonn spätetens bis 
zum 31. März 1958 auizulüsen und ihre Geschäfte 
auf die Bundeshauptkasse zu übertragen gewesen. 
Hierzu ist es jedoch aus folgenden Gründen nicht 
gekommen: 


1. Amtskassc des Deutschen Bundestages 

Nach den vorangegangenen mündlichen Verhand- 
lungen auf Referentenebene und Ihrem Schreiben 
vom 4. Juni 1958 halten Sie es nicht für zweckmäßig, 
daß die Kassengeschäfte für die Tit. 300 bis 309 
(Allgemeine Ausgaben des Kap. 02 01) von der Bun- 
deshauptkasse wahrgenommen werden. Von dem im 
Entwurf des Ilaushaltsplaris für das Rechnungsjahr 
1958 vorgesehenen Haushaltsansatz von insgesamt 
rd. 30 Mio DM entfallen nach Ihrem Schreiben 
rd. 21,3 Mio DM auf die vorgenannten Titel. Hinzu 
komme, daß die Bezüge für die Beamten Ihrer Ver- 
waltung bereits seit dem 1. April 1958 von der Be- 
soidiingsstelle der Bundesfinanzverwaitung in Bad 
Godesberg bearbeitet würden. Es sei ferner möglich, 
daß die Bearbeitung der Angestollteiivergütungen 
Ihrer Verwaltung ebenfalls in absehbarer Zeit aut 
die Besoldungsstelle in Bad Godesberg übergehe. 
Hierzu darf ich aber auf Abschnitt B II hinweisen. 

Da nach Ihrer Darstellung dann lediglich noch ein 
Betrag von 2,6 Mio DM für die Bearbeitung durch 
die Bunde.shauptkasse in Frage käme, stimme ich 
mit Ihnen darin überein, daß bei dieser Sachlage 
von der Übertragung der Kassengeschäfte Ihrer 
Amtskdsse auf die Bundeshauptkasse abgesehen 
werden sollte. Im übrigen dürfte im Falle der Über- 
tragung der Kassengeschäfte auf die Bundeshaupt- 
kasse mit einer wesentlichen Erschv/erung der 
sachgemäßen Erledigung der Dienstaufgaben Ihrer 
Verwaltung zu rechnen sein. Da hiernach die Vor- 
aussetzungen nach § 5 Abs. 1 RKO nicht gegeben 
sind, schlage ich vor, es entsprechend Ihrer Auffas- 
sung beim jetzigen Zustand zu belassen. 

2. Amtskasse des Bundesministenums für Wirt- 
schaft 

Die Amtskassc des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft, die bei Errichtung der Bundesverwaltung 
nach § 5 Abs. 1 RKO zugleich als Einheitskassc für 
die in Bonn-Duisdorf untergebrachten Bundes- 
ressorts und -dienststeilen bestimmt wurde, erledigt 
z. Z. die Kassengeschäfte für 


das Buiidesministerium für V/irtschaft 

das Bundesministerium für Ernährung, Landv/irt- 
schaft und Forsten 

das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung 

die Grenzschutzverwaltungs- und Beschaffungs- 
stellc des Bundesministeriums des Innern. 

Der Bundesminister für Wirtsdiaft hält nach seinem 
abschriftlich beigefügten Schreiben vom 17. Januar 
1958 - Z 6 - Tgb. Nr. 562 57 - die beabsichtigte Um- 
organisalicn weder für geboten noch für verwal- 
tungsökonomisch richtig. 

Diese Kasse ist in den letzten Jahren auf Maschinen- 
betrieb umgestellL worden. Eine wesentlidie Er- 
sparnis bei Übernahme der Kassengeschäfte durch 
die Bundeshauptkasse ist daher kaum zu erv/arten. 
Es könnten wohl einige Kräfte, z. B. der Kassenlei- 
ter und der Kassierer, vielleicht auch noch ein bis 
zwei Buchhalter mit einer Hilfskraft, insgesamt also 
höchstens vier bis fünf Bedienstete, eingespart wer- 
den. Andererseits wäre dann aber beim Bundes- 
ministerium für Wirtschaft die Einrichtung einer 
Zahlstelle mit entsprechender Personalausstattung 
und mit einem erheblichen Bargeld-Dauervorschuß 
(etwa 30 000 bis 40 000 DM) notwendig. 

Ferner wäre die Erhöhung der Bargeldvorschüsse 
bei den Zahlstellen der auf die Amlskasse des 
Bundesministeriums für Wirtschaft jetzt angewiese- 
nen weiteren Bundesressorts und -dienststcllen 
nicht zu umgehen. Diese Zahlstellen rechnen z. Z. 
mit der Amtskasse in kürzeren Zeitabständen ab. 
Im Falle der Übertragung der Kassengeschäfte auf 
die Bundeshauplkasse müßten sämtliche vier Zahl- 
CLeiien mindestens ein- bis zweimal wöchentlich mit 
der Bundeshauptkassc abrechnen (Hin- und Rück- 
weg rd. 13 km). 

Schließlich wären die bei dieser Kasse entbehrlich 
werdenden teueren Buchungsmaschinen — soweit 
System Mercedes-Elektra • — bei der Bundeshaupt- 
kassc nicht oder nur sdiwer einsotzbar, v/eii die Bun- 
doshauplkasse ausschließlich mit Astra-Buchungs- 
automaten arbeitet. Die auf diese Buchungsmaschi- 
nen zugeschnittenen Formblätter (Titelkarten u. a.) 
sind für andere Modelle nicht zu verwenden. 

Die Übertragung der Kassengeschäfte in dem beab- 
sichtigten Umfang auf die Bundeshauptkasse er- 
scheint auch aus Gründen der Größenordnung nicht 
geboten, weil diese Kasse dann einen Umfang er- 
reichen würde, der den Überblick und die sachge- 
mäße Kontrolle der Kassengeschäfte durch Kassen- 
leiter, Gbcrbuchhalter usw. wesentlich erschweren 
würde. 

Die jetzigen Aufgaben der Bundeshauptkassc als 
Einheitskasse bitte ich aus der Anlage zu ersehen. 
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Bel Übernahme der Kassengeschältc im jetzigen 
Umfang und der hierdurch bedingten Personalvcr- 
mehrung bei der Bundeshauptkasse um etwa 12 
Kräfte (Übertragung der Stellen und Mittel von EpL 
09 Kap. 09 01 auf Epl. 08 Kap. 08 08) würd: n auch 
Schwierigkeiten wegen des erforderlichen weiteren 
Raumbedarfs eintreten. 

Ich schlage daher vor, die Amtskasse beim Bundes- 
ministcrium für Wirtschaft mit ihrem Aufgabenbe- 
reich bis auf weiteres bestehen zu lassen. 

3. Zolikasse beim Zollamt Bonn, Husarenstraße 28 

Die Zolikasse Bonn kann nur in Verbindung mit der 
Prüfling der Schaffung von Einheitskassen in der 
Bundcszollverwaltung behandelt werden. Dieser 
Frage kommt grundsätzliche Bedeutung zu. Sic fällt 
unter Abschnitt A Nr. 2 der Entschließung des Bun- 
destages und wird daher nachstehend unter C 
Buchstabe b behandelt. 

4. Standortkasse Bonn der Bundeswehr 

Entsprechend einer im Jahre 1956 mit dem Ciindcs- 
minister für Verteidigung getroffenen Vereinbarung 
wurden die Kassengeschäfte des Bundesministeri- 
ums für Verteidigung und der ihm nachgeordneten 
Bundeswehrdienststellen im Standortbereich Bonn 
bisher von der Bundeshauptkasse wahrgenommen. 
Nunmehr hat der Herr Bundesminister für Verteidi- 
gung meine Zustimmung nach § 6 Abs. 1 RKO zur 
Errichtung einer Standortkassc bei der Standortver- 
waltung Bonn und einer eigenen Amtskasse bei 
seinem Ministerium beantragt, letztere allerdings 
nur für den Fall, daß diese Kasse ausschließlich die 
Kassengeschäfte für das Bundesministerium für 
Verteidigung, also nicht auch für die nachgeordne- 
ten Bundeswehrdienststellen im Standortbereich 
Bonn erledigt. 

Der Umfang der Kassengeschäfte bei der Bundes- 
hauptkasse für das Bundesministerium für Verteidi- 
gung und die Bundeswehrdienststellen im Standort- 
bereich Bonn hat inzwischen beachtlich zugenom- 
men. Die Buchungszahlen im Monat März 1958 be- 
tragen rd. das Vierfache der Buchungszahlen im 
Monat April 1956. Z. Z. sind der Bundeshauptkasse 
außer dem Ministerium selbst und dem Wachbatail- 
lon Rheinbach 28 Bundeswehrdienststellen angc- 
schlossen. Ich habe daher bei der Bundeshauptkasse 
für diese Kassengeschäfte ab 1. April 1958 eine wei- 
tere (zweite) Buchhalterei einrichten müssen. Außer- 
dem macht der Herr Bundesminister für Verteidi- 
gung geltend, daß im Falle der Belassung der Kas- 
sengeschäfte seiner nachgeordneten Dienststellen 
bei der Bundeshauptkasse die Einhaltung der Ge- 
heimhallungsbestimmungen und auch die laufende 
Überwachung des zuständigen Personals der Bun- 
deshauptkasse künftig durch seine zuständigen Or- 
gane durchgeführt werden müßte. 


Bei Abwägung aller Umstände und nach eingehen- 
der Prüfung, insbesondere unter dem Gesichtspunkt 
der Wahrung des Gedankens der Einheitskassen, 
neige ich dazu, der Errichtung einer Standortkasse 
für die dem Bundesministerium für Verteidigung 
nachgeordneten, im Standortgroßbereich Bonn 
untergebrachten Bundeswehrdienststellen einschließ- 
lich des Wachbataillons Rheinbach nach § 6 Abs. 2 
RKO zuzu-stimmen. 

Dagegen halte ich die Voraussetzungen für die Er- 
richtung einer eigenen Amtskasse des Bundesmini- 
steriums für Verteidigung zumindest z. Z. noch nicht 
für gegeben, zumal die Bundeshauptkasse die Kas- 
sengeschäfte des Ministeriums, also ohne die Kas- 
sengeschäfte seiner nachgeordneten Stellen, befrie- 
digend mit wahrnehmen kann. Als zweckmäßigste 
Lösung würde ich an sich die Übertragung der 
Kessengeschäfte des Ministeriums auf die zu errich- 
tende Standortkasse Bonn ansehen. Diese Kasse 
hatte dann die Kassengeschäfte sowohl des Mini- 
steriums als auch der ihm nachgeordneten Bundes- 
Ycehrdienststellcn wahrzunehmen. Da die Standort- 
verwaltung Bonn aber* in Bad Godesberg-Friesdori 
umergcbracht ist, die Standortkasse Bonn also eben- 
falls an diesem Ort unterzubringen sein wird, schei- 
det diese Eösung wegen der räumlichen Entfernung 
der Standorikasse zum Ministerium aus. 

Der Bundesrochnungshof hatte sich übrigens bereits 
grundsätzlich für eine eigene Kasscnorganisatioii 
der Bundes wehrverwaltimg im Rahmen des § 5 
Abs. 1 RKO ausgesprochen. Ich habe daher den 
Herrn Präsidenten des Bundesrechnungshofes, auch 
in seiner Eigenschaft als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, um seine 
Stellungnahme gebeten. In seinem Antwortschrei- 
ben erhebt der Herr Präsident des Bundesrech- 
nungshofes gegen die Errichtung einer Standort- 
kasse Bonn keine Bedenken. Ich werde daher dem 
Antrag des Herrn Bundesministers für Verteidigung 
insoweit zustimmen. 

5. Zusammenfassung 

Die Kassengeschäfte des Bundes im Raume Bonn 
sind zentralisiert auf 

Bundeshauptkasse und 

Amtskasse des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft. 

Eine weitere Zusammenfassung ei scheint mir nicht 
möglich. 

Die daneben bestehende 

Amtskasse des Deutschen Bundestages, 

Legationskasse des Auswärtigen Amtes, 

Zollkasse und die noch zu errichtende Standort- 
kasse 

können nicht mit anderen Kassen vereinigt werden. 
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Ich empfehle, mit einer Neuordnung der Kassen- 
organisation im Raume Bonn zu warten, bis die 
künftige Haushaltsrechtsreform durch eine entspre- 
chende Neufassung des § 55 RHO und in der Folge 
durch die neue Bundeskassenordnung die Form der 
künftigen bundeseigenen Kassenorganisation im 
Sinne der Schaffung von Einheitskassen bestimmt. 

B. Zenlralisieiung der Gehaltszahlungen im Raume 
Bonn bei der Besoldungssteiie der Bundesfinanz- 
Verwaltung in Bad Godesberg 

(zu Abschnitt A, 3. der Entschließung) 

I. Zahlung der Beamtenbezüge im Lochkartenver- 
fahren 

1. Die mit Lochkartenmaschinen ausgestattete Be- 
soldungsst(^lle der Bundesfinanzverwaltung in 
Bad Godesberg hat die Zahlung der Bearntenbe- 
züge, abgesehen von rd. 10 Oberfinanzdirek- 
tionen, noch für folgende oberste Bundesbehör- 
den usw. übcuTiommen; 

Ab 1. Juli 1957 

1. Auswärtiges Amt (nur die Versojgungsbe- 
züge), 

2. Bundesministerium der Justiz, 

3. Bundesministerium der Finanzen, 

4. Bundesministerium für Vertriebene, Flücht- 
linge und Kriegsgeschädigte, 

5. Bundesministei ium für gesamtdeutsche 
Fragen, 

6. Bundesministerium für Familien- und 
Jugendfragen, 

7. Bundesministerium für Atom-Kernenergie 
und Wasserwirtschaft, 

8. Buridesministerlum für v/irtschaftlichen Be- 
sitz des Bundes (ehemals für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit). 

Ah 1. April 1958 

9. Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung, 

10. Bundesministerium für Wohnungsbau, 

11. Bundesministerium für Angelegenheiten des 
Bundesrates und der Länder, 

12. Verwaltung des Deutschen Bundestages, 

13. Verwaltung des Bundesrates. 

Ab 1. Juli 1958 wird ferner übernommen: 

14. Bundesministerium für Verkehr. 

Die Besoldungsstelle mußte die Überleitung der 
Zahlung der Bezüge der Beamten und Versor- 
gungsempfänger weiterer Oberfinanzdirektio- 
nen wegen Umstellung der Bezüge auf das neue 
Bundesbesoldungsgesetz für die Zeit vom 1. Juli 


bis 31. Dezember 1957 aussetzen, weil eine Über- 
leitung der Bezüge nach altem und neuem Recht 
nicht möglich gewesen ist. Ab 1. Januar 1958 
sind jedoch die Überleitungsmaßnahmen fortge- 
setzt worden. 

Nach dem Stand vom 1. Juli 1958 wird die Be- 
soldungsstellc, wie bereits erwähnt, die Zah- 
lung der Bezüge der Beamten und Versorgungs- 
empfänger von fast 10 Oberfinanzdirektionen 
(von Hannover nur die Versorgungsbezüge, weil 
dort alle Beamtenbezüge erst bis 1. Oktober 1958 
umgestellt werden können) übernommen haben. 
Zu dem bezeichneten Zeitpunkt wird sie die Be- 
züge von rd. 44 000 Zahlungsempfängern (rd. 
22 000 Beamten und rd. 22 000 Versorgungs- 
empfängern) berechnen und zur Auszahlung an- 
weisen. Die Zahlung der Bezüge der Beamten 
und Versorgungsempfänger der restlichen Ober- 
finanzdirektionen soll noch im Laufe des Rech- 
nungsjahres 1958 auf die Besoldungsstelle über- 
geleitet werden. 

Daneben erledigt die Besoldungsstelle seit dem 
1. .iuli 1957 die Zahlung der betriebhcben Alters- 
fürsorge (Kap. 11 12) für rd. 4200 Empfänger. 

2. Folgende- Dienslstellen haben den Anschluß an 
die Besoldungssteiie abgelehnt: 

a) Chef des Bundespräsidialamtes, 

b) Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, 

c) Bundesministerium für Wirtschaft, 

d) Bundesministerium des Innern, 

e) Bundesministeriiim für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Zu a) 

Der Chef des Bundespräsidialamtes vermag dem 
Anschluß an die Besoldungsstelle nicht zuzu- 
stimmen, weil bei nur 24 Beamten eine Personal- 
einsparung beim Bundespräsidialamt nicht mög- 
lich ist. 

Zu b) 

Die ablehnende Stellungnahme des Staatssekre- 
tärs des Bundeskanzleramtes, die auch für das 
Presse- und Informationsamt gilt, wird ebenfalls 
damit begründet, daß bei der kleinen Zahl der 
Beamten eine Personalersparnis nicht eintreten 
könnte. Das Bundeskanzleramt ist jedoch bereit, 
die Angelegenheit nochmals zu prüfen, sobald 
auch die Überleitung der Angestelltenbezüge auf 
die Besoldungsstelle in Aussicht genommen wer- 
den sollte (siehe hierzu nachstehenden Ab- 
schnitt II). 

Zu cj und dj 

Die Bundesministerien des Innern und für Wirt- 
schaft haben meine Anfrage vom 20. September 
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19v57 - I A/4 - H 2049 - 176' 57 zu welchem Zeit- die Besoldungsstelle überzuleiten. Abgesehen davon 
punkt sie sich der Besoldungsstelle anschließen hätte die Besoldungsstelle die Aufgabe im Rech- 
wollen, bisher nicht beantwortet. nungsjahr 1958 auch deswegen nicht übernehmen 

können, weil sie durch die Überleitung der Gehalts- 
Zahlungen der Oberiinanzdirektionen überlastet ist. 
Nach Inkrafttreten des neuen Tarifvertrages für 
Auch das Bundesministerium für Ernährung, Angestellte wird im Einvernehmen mit dem Bundes- 
Landwirtschaft und Forsten will sich der Besol- rechnungshof die Frage der Bearbeitung der Ange- 
dungsstelle nicht anschließeii, weil die Zahlung stelltenbezüge im Lochkartenverfahren erneut ge- 
der Beamtenbezüge allein keine spürbare Ar- prüft werden. 
beitsentlaslLing oder Verwaltungsvereinfachung 
bringen würde. Es bleibt abzuwarten, ob sich das 

Ministerium der Besoldiingsstelle anschließen Einrichtung von Einheitskassen im übrigen 

wird, falls die Besoldungsstello auch die Ange- Bundesgebiet 

stelltenbezüge berechnet und auszahlt. au u ^ i i- + ut n ^ 

^ (zu Abschnitt A, 2. der Entschließung) 


IL Zahlung der Angestelltenbezüge im Lochkarten- 
verfahren 

Bei verschiedenen Dienststellen, die in kleinerem 
Umfange die Zahlung der Angestellteiibezüge mittels 
Lochkartenmaschinen erledigen, ist inzwischen fest- 
gestellt worden, daß die Zahlung dieser Bezüge nur 
im sogenannten Nettovortahrcn durchgeführt wer- 
den kann. Die Lochkartenmaschinen können bei die- 
sem Verfahren nicht zu irgendwelchen Berechnun- 
gen verwendet werden, weil einerseits die Zahl der 
Fälle zu klein ist und andererseits die Zahl der 
Änderungen viel größer ist als bei den Beamten- 
und Versorgungsbezügen. Der in den Buchhaltungen 
laufend erforderliche umfangreiche Schriftwechsel 
mit den Ortskrankenkassen und Ersatzkassen kann 
durch das Lodikartcmverfahren nicht eingeschränkt 
werden. Beim Ncittoverfahren können die Loch- 
kartenmaschinen deshalb fast nur die bisher ver- 
wendeten Biichiingsmaschinen ersetzen. 

Bei der Bearbeitung der Angesteiltenbezüge im 
Lochkartenverfahren gegenüber dem manuellen 
Verfahren lassen sich kaum solche Ersparnisse er- 
zielen, die eine Überleitung dieser Zahlungen von 
den bisherigen Buchhaltereien auf das Lochkarten- 
verfahren lohnen würde. Die Personaleinsparungen 
bei den Buchhaltern sind so gering, daß die Wirt- 
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit einer Umstellung 
auf das Lochkartenverfahren in Frage gestellt ist. 

Außerdem ist nach dem Entwurf des Bundesange- 
stelltentarifvertrages zu befürchten, daß einige neue 
Bestimmungen im endgültigen Tarifvertrag die Be- 
arbeitung der Angestelltenbezüge noch erheblich 
erschweren werden. Es kann deshalb noch nicht ent- 
schieden werden, ob es überhaupt zweckmäßig ist, 
an einer zentralen Bearbeitung der Angestellten- 
bezüge restzuhcilten. 

Auf Grund dieser neuerlichen Feststellungen und 
Erkenntnisse ist zunächst davon abgesehen worden, 
die Zahlung der Angestelltenbezüge von der Bun- 
deshauptkasse und von den der Bundeshauptkasse 
bisher nicht angeschlossenen Bundesministerien auf 


a) Der Bildung von Einheitskassen habe ich schon 
immer mein besonderes Augenmerk zugewendet. 
Es bestehen daher, abgesehen von der Bundes- 
hauptkasse, der Amtskasse des Bundestages und 
der Anntskasse des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft, die bereits Einheitskassen sind, schon seit 
Jahren u. a. folgende Einheitskassen: 

1. Die Amtskasse der Bundesbehörden in Berlin 

besteht seit dem 1, Oktober 1952 bei der Abtei- 
lung des Bundesministeriurns für gesamtdeutsche 
Fragen und hat die Aufgabe, die Kassengeschäfte 
aller in Berlin untergebrachten oder noch zu er- 
richtenden Bundesdienststelien wahrzunehmen. 
Ihr sind z. Z. 18 Bundesdienststelien angeschlos- 
sen. 

2. Die Amlskasse der Bioiogischcn Bundes- 
anstalt für Land- und Forstwirtschaft in 
Braunschweig-Völkenrode 

erledigt seitdem 1. April 1954 die Kassengeschäfte 
für 

a) die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft in Braunschweig-Gliesmarode, 

b) die Physikalisch-Technische Bundesanstalt in 
Braunschweig-Völkenrode, 

c) die Forschungsanstalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig-Völkenrode und 

d) das Luftrahrt-Buiidesamt in Braunschweig. 

Außerdem bearbeitei die Kasse als Besoldungs- 
kasso zentral die Bezüge der Beamten und An- 
gestellten der vorstehend unter a) und c) aufge- 
führten Anstalten, ferner die der Bundesfor- 
schungsanstalt für Kleintierzucht in Celle und 
des Bundessortenamtes für Nutzpflanzen in 
Rethmar. 

3. Die Amvskasse des Bundesgerichtshofes in 
Karlsruhe 

erledigt die Kassengeschäfte für den Bundes- 
gerichtshof, das Bundesverfassungsgericht, die 
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Bundesforschungsanstalt für Lebensmittelfrisch- 
haltung in Karlsruhe, die Bundesanstalt für 
Tabakforschung in Forchheim und das Oberste 
Rückerstattungsgericht in Herford mit seinen 
3 Senaten in Rastatt, Fierford und Nürnberg. 

4. Die Amtskasse der Außenhandelsstelle für 
Erzeugnisse der Ernährung und Landwirt- 
schaft in Frankfurt (Main) 

5. Die Amtskasse des Statistischen Bundesamtes 
in Wiesbaden 

6. Die Amtskasse des Bundesarchivs in Koblenz 

7. Die Amtskasse des Deutschen Wetterdienstes 
— Zentralstelle — in Offenbach (Main) 

Zu 4 bis 7 

Diesen Amtskassen sind ebenfalls Kassen- 
geschäfte anderer Bundesdienststellen äTii Dienst- 
ort im kleineren Umfange übertragen. 

Die Amtskassen der Wasser- und Schiifahrts- 
direktionen 

Audi die 12 Amtskassen der Wassc'r- und Schiff- 
fahrtsdirektionon der Wasser- und Schiffahrts- 
verwdltung des Bundes sind prakti.sch Einheits- 
kassen, weil bei ihnen die Kassengeschäfte der 
Wasser- und Schiffahrtsämter und anderer Dienst- 
stellen des Geschäftsbereichs dos Bundc^sministe- 
riuTHs für Verkehr zusainmengefaßt sind, die 
früher auf eine Vielzahl von Amtskassein verteilt 
waren. Diese früheren Amtskassen üben heute 
nur noch die Funktionen von Zahlstellen aus. 

Den Oberfinanzkassen sind zum größten Teil 
ebenfalls Kassengeschäfte für Bundosdienststel- 
len außerhalb der Bundesfinanz Verwaltung über- 
tragen (z. B. die Kassengeschäfte für die Landes- 
beauftragten clor Bundesanstalt Technisches 
Hilfswork, der Paßkontrollämter u. a.). 

6 Oberfinanzkassen, die seit dem 1. April 1956 
mit den Aufgaben von Oberkassen für die Stand- 
oitkassen der Bundeswehrverwaltung und zu- 
gleich mit den Aufgaben von Standortkassen für 
den Standort am Silz der jeweiligen Wehr- 
bereichsverwaltung betraut waren, wurden ab 
1. April 1958 von diesen Aufgaben entbunden, 
weil sich diese Regelung als unzweckmäßig er- 
wiesen haile. 

Die Standorikassen der Bundeswehr sind eben- 
falls Einlieitskassen für alle im Bereiche des Je- 
weiligen St.'iidortes (etwa bis zu 50 km im Um- 
kreis) untergebiachtcn Dienststeilen und Ein- 
h<üten der Bundeswehr. 


Nach dem Stichtag 1. Juli 1958 werden im Kom- 
mando- und Verwaltungsbereich des Bundesver- 
teidigungsministeriums 747 Wirtschaftstruppen- 
teile und Verwaltungsdienststellen bestehen. Für 
diese sind 392 Zahlstellen an Stelle von Amts- 
kassen nach § 8 RKO errichtet. Die Kassen- 
geschäfte werden durch 106 Standortkassen er- 
ledigt, von denen 6 Standortkassen am Sitze der 
Wehrbereichs Verwaltungen zugleich die Aufgaben 
von Oberkassen für die Standortkasson des je- 
weiligen Wehrbereiciis wahrnehmen. Die 392 
Zahlstellen rechnen mit den vorgenannten Stand- 
ortkassen ab. Dem Gedanken der Einheitskassen 
ist und wird also bei Aufstellung der Bundes- 
wohrverwaltung weitgehend Rechnung getragen. 

b) Zur Durchführung der Absichten des Deutschen 
Bundestages nach Abschnitt A Nr. 2 der eingangs 
erwähnten Entschließung habe ich meine schon 
vor einigen Jahren eingeleiteten Bemühungen, 
den Gedanken der Einhoitskasse auch in der 
Buiideszollvorwaltung zu verwirklichen, ver- 
stärkt. Dabei muß aih^rdings berücksichtigt wer- 
den, daß die Verhältnisse in der Buricleszollver- 
waltung in dieser Beziehung ungleich schwieriger 
liegen als in den übrigen Bundesverwaltungen. 
Zollhängige oder mit anderen Emgangsabgaben 
belastete Waren dürfen bekanntlich den Zoll- 
beteiligten nur ausgehändigt werden, wenn die 
auf den Waren ruhenden Abgaben entrichtet, 
aufgeschoben oder gestundet sind. Bei jeder Zoll- 
dienststelle, die mit dc^r Abfertigung von Ein- 
fuhrgütern belaßt ist, muß also eine Einrichtung 
bestehen, bei welcher der Pflichtige vor Aushän- 
digung des Zollgutes die Eingangsabgaben ent- 
richten kann. Wie diese Einrichtung gestaltet 
wird — ob als selbständige Kasse, als Schalter 
oder als Zahlstelle — , ist eine Frage der Zweck- 
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit. Z. Z. lasse ich 
in Hamburg Versuche zur Zentralisierung der 
Kassengeschäfte durchführen. Diese Versuche 
sind nodi nicht abgeschlossen. Sie werden auch 
noch einige Zeit erfordern, weil hierfür Buchungs- 
maschinen benötigt werden, für die die Haus- 
haltsmdtol nur nach und nach zur Verfügung ge- 
stellt w'erden können. 

c) Weiler habe ich bei den Herren Bundesministern 
des Innern und für Verteidigung die Prüfung der 
Frage angeregt, ob die Kassengeschäfte des Bun- 
desgrenzschutzes an Orten, an denen Standort- 
kassen der Buiidesw^ehr bestehfm, diesen Kassen 
als Einheitskcissen im Sinne des § 5 Abs. 1 
RKO übertragen werden können. Dasselbe 
könnte sinngemäß gelten für Kassengeschäfte 
der Bundeswehr an Orten, an denen Amtskassen 
des Bundesgrenzschutzes bestehen. Ich war dabei 
von der Erwägung ausgegangen, daß der Bundes- 
grenzschutz und die Bundeswehr in ihren Abtin- 
dungsarten gleichartige Regelungen haben. 


6 


Nach Mitteilung des Herrn Bundosministers für 
Verteidigung ist es bei den Besonderheiten und 



Deutsdier Bundestag — 3. Wahlperiode Drucksache 508’ 


dem Umfang der Kassengeschäfte der Bun- 
deswehrverwaltung nicht zweckmäßig, den Stand- 
ortkassen noch Kassengeschäfte des Bundes- 
grenzschutzes zu übertragen. Auch schließe die 
notwendige einheitliche Kassenführung und 
Rechnungslegung die Wahrnehmung von Kassen- 
geschäften der Bundeswehr durch Grenzschutz- 
kassen aus. In ähnlicher Weise hat auch der Herr 
Bundesminister des Innern seinen ablehnenden 
Standpunkt begründet. 

Ich konnte mich den vorgebrachten gegensätz- 
lichen Gründen nicht verschließen und muß hier- 
nach von einer Weiterverfolgung absehen. 

d) In Frankfurt (Main) bestanden bis vor kurzer 
Zeit 4 verschiedene Amtskassen des Bundes. 
Meine Absicht, die Kassengeschäfte aller Bun- 
desdienststellcii in Frankfurt (Main) bei einer 
Einheitskasse zu vereinigen, ließ sich aus ver- 
schiedenen Gründen (Raummangel, Entfernung 
der einzelnen Dienststellen zur Einheitskasse 
usw.) zunächst noch nicht durchführen. Im Ein- 
vernehmen mit den Herren Bundesministern für 
Verkehr und für Wirtschaft habe ich aber ab 
1. April 1958 die Wahrnehmung der Kassen- 
geschäfte für die Bundesanstalt für Flugsicherung 
in Frankfurt (Main) auf die Amtskasse des Bun- 
desamtes für Gewerbliche Wirtschaft in Frank- 
furt (Main) übertragen. Die bisherige Amtskasse 
der Bundesanstalt für Flugsicherung wurde zum 
31, März 1958 aufgelöst. Hierdurch konnten beim 
Einzelplan 12 Kap. 12 15 folgende Stellen in Ab- 
gang gestellt werden: 

ab 1. April 1958 1 Stelle nach Bes. -Gr, A 9 

ab 1, April 1958 1 Stelle nach Verg.-Gr. VII 

TO.A 

ab 1. Juni 1958 — 2 Stellen nach Verg.-Gr. VIb 

TO.A 

Darüber hinaus habe idr den Herrn Bundesmini- 
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
um Prüfung gebeten, ob die Kassengeschäfte der 
in Frankfurt (Main), Adickesallee 40, unter- 
gebrachten 


Einfuhr- und Vorratsstellen für 
Fette, 

Getreide und Futtermittel, 

Schlachtvieh, Fleisch und Fleisch- 
erzeugnisse, 

Einfuhrstelle für Zucker, 

die jeweils über eigene Kasseneinrichtungen 
verfügen, der im gleichen Gebäude untergebrach- 
ten Amtskasse der Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 
überfragen werden können. Auf Grund der durch 
die Beauftragten meines Hauses, des Bimdes- 
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten und des Bundesrechnungshofes vom 2. bis 
4. Juni 1958 an Ort und Stelle durchgeführten 
Erhebungen, deren Auswertung allerdings noch 
nicht abgeschlossen ist, neige ich zu der An- 
nahme, daß wenigstens die kassen- und 
buchungsmäßige Abwicklung des vom Bund 
übernommenen Verwaltungsaufwandes (Kap. 
10 02 Tit. 620 Abschnitt 2) auf die Amtskasse der 
Außenhandelsstelle übertragen werden könnte, 
ohne daß diese Kasse einer Personalverstärkung 
bedarf. Darüber hinaus sollte es möglich sein, 
die Bearbeitung der Dienstbezüge der Angehö- 
rigen sämtlicher Einfuhr- und Vorratsstellen 
ebenfalls bei der Amtskasse der Außenhandels- 
stelle als Besoldungskasse zu vereinigen. 

Die Klärung dieser Fragen wird noch einige Zeit 
in Anspruch nehmen. Ich werde die Angelegen- 
heit gemeinsam mit dem Bundesrechnungshof 
weiter verfolgen. 

Der Herr Staatssekretär des Bundeskanzleramtes 
und der Herr Präsident des Bundesrechnungshofes 
haben Abdruck dieses Berichts erhalten. 


ln Vertretung 

Hartmann 
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Anlage 1 


Der Bundesminister für Wirtsdiaft 

Gesch.-Nr. Z 6 - Tgb. Nr. 562/57 


Bonn, den 17. Januar 1958 


An den 

Herrn Bundesminister der Finanzen 


Betr. : Durchführung der Entschließung des Deut- 
schen Bundestages wegen Bildung von Ein- 
heitskassen 

Bezug: Ihr Ersuchen vom 9. August 1957 
- II A 5 - A 1101 - 5 57 - 


In den wiederholten Besprechungen über die Zusammenfassung 
der Amtskassen im Bonner Raum bei der Bundeshauptkasse 
haben meine Vertreter darauf hingewiesen, daß der Bundes- 
minister für Wirtschaft eine Zentralisierung unter Auflösung 
der bei ihm bestehenden Einheitskasse weder für geboten 
nodi für verwaltungsökonomisch halten könne. Dabei konnten 
meine Herren auf die Tatsache hinweisen, daß die Einheits- 
kasse des Bundesministers für Wirtschaft rationell und kosten- 
sparend betrieben wurde und allen Ansprüchen des Bundes- 
rechnungshofes, der angeschlossenen Ressorts und nicht zuletzt 
auch des Bundesministers der Finanzen stets genügt hat. 

Zu der Sitzung des Haushaltsaiissdiusses am 28. Mai 1957 war 
der Bundesminister für Wirtsdiaft nicht eingeladen. Nach dem 
Vortrag Ihres Herrn Vertreters wurde in dieser Sitzung das 
gesamte Thema sachlich nicht mehr behandelt, so daß Bedenken 
gegen eine derartige Zentralisierung dem Haushaltsausschuß 
nicht mehr vorgetragen werden konnten. 

Falls Sie die unter diesen Umständen gefaßte Entsdiließung 
des Deutsdien Bundestages vom 29. Mai 1957 glauben durch- 
führen zu sollen und keine Möglichkeit sehen, die für die 
Zeit der abseitigen Lage meines Ministeriums gegebenen 
besonderen Umstände zu berücksichtigen, darf ich Ihnen anheim- 
stellen, die Ihnen erforderlidi erscheinende Entsdieidung zu 
treffen, der ich nachkommen werde. 
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Im Auftrag 
gez. Dr. Walter 
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Anlage 2 

Neben ihren Aufgaben als Zentralkasse des Bundes erledigt 
die Bundeshauptkasse nach dem Stande vom 1. Januar 1958 
als Amtskasse die Kassengeschäfte für 

Bundespräsident und Bundespräsidialamt 
Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
Bundesministerium des Innern mit : 

Bundeskriminalamt, Sicherungsgruppe Bonn 
Institut für Raumforschung 
Bundesanstalt für Landeskunde, Remagen 
Bundesanstalt Tedinisches Hilfswerk 
(Hauptstelle Bonn) 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
(Bundessdiule Marienthal/ Ahr) 

Bundeszentrale für Heimatdienst 
Bundesprüfungsstelle für jugendgefährdende Schriften 
Bundesdienststelle für zivilen Bevöikerungsschutz 
Bundesministerium der Justiz mit : 

Gemischter Beratender Gnadenausschuß 
Deutsch-Französischer Gemischter Gerichtshof in 
Saarbrücken und seine Geschäftsstelle sowie Deutsche 
Dienststelle nach Art. 42 ff. des Vertrages zur Rege- 
lung der Saarfrage 

Bundesministerium der Finanzen mit: 

Bundesbaudirektion 

(einschl. sämtlicher Bauvorhaben im Raume Bonn) 

Besoldungsstelle der Bundesfinanzverwaltung, 

Bad Godesberg 

ßundesministerium für Verkehr 
Bundesministerium für Verteidigung mit: 

Standortverwaltung Bonn 

(Ev. Kirchenamt für die Bundeswehr, 

Kath. Militärbischofsamt, Kreiswehrersatzamt) 

Materialamt der Streitkräfte, Hangelar 
Wachbataillon in Rheinbach 

Bundesministerium für wirtschaftlidien Besitz des Bundes 
Bundesministerium für Wohnungsbau 
Bundesministerium für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte mit: 

Notaufnahmelager Berlin 
Notaufnahmelager Gießen 
Notaufnahmelager Uelzen 
Bundesministerium für gesamtdeutsche Fragen 
Bundesministerium für Angelegenheiten des Bundesrates 
und der Länder 

Bundesministerium für Familien- und Jugendfragen 
Bundesministerium für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft 

Bundesschuld (soweit nidit von der Bundesschuldenkasse 
erledigt). 
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